
setze und anderer Rechtsvorschriften tätig und unter­
stützt durch die Wahrnehmung seiner spezifischen Auf­
gaben die Umsetzung der Beschlüsse der örtlichen 
Volksvertretungen und ihrer Organe.
Das neue Gesetz regelt komplex Stellung, Aufgaben und 
Verfahren des Staatlichen Notariats, indem es die Staat­
lichen Notariate in das System der Justizorgane ein­
ordnet und zugleich die Verfahrensprinzipien ausge­
staltet. Es enthält alle grundlegenden Bestimmungen, die 
wegen ihrer rechtlichen Konsequenzen für die am no­
tariellen Verfahren beteiligten Bürger und Betriebe von 
Bedeutung sind und berücksichtigt die Auswirkungen, 
die sich aus der Rechtsentwicklung, insbesondere auf 
dem Gebiet des Zivil-, Familien- und Bodenrechts, für 
das notarielle Verfahren ergeben.
Die verfahrensrechtlichen Vorschriften beruhen auf den

bewährten langjährigen Erfahrungen der Notariatspra­
xis. Die Aufsplitterung der bisher in verschiedenen Ge­
setzen enthaltenen Bestimmungen wird beseitigt und 
das Verfahren für die einzelnen Gebiete der notariellen 
Tätigkeit für den Bürger wie für alle anderen Beteilig­
ten übersichtlich und verständlich gestaltet.
Das neue Gesetz über das Staatliche Notariat entspricht 
voll dem in Vorbereitung des IX. Parteitages zur Aus­
sprache gestellten Entwurf des neuen Programms der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, das die all­
seitige Festigung der sozialistischen Staats- und Rechts­
ordnung der DDR, die Erziehung zur freiwilligen Ein­
haltung der Rechtsnormen und die noch engere Ver­
bindung der Justizorgane mit der gesellschaftlichen Ak­
tivität zur Gewährleistung von Gesetzlichkeit, Ordnung 
und Sicherheit als Ziel stellt.

Generalmajor EWALD EICHHORN, Erster Stellvertreter des Ministers des Innern 
und C h e f s  der Deutschen Volkspolizei

Aufgaben zur weiteren Erhöhung der Sicherheit im Straßenverkehr
In der weiteren Entwicklung der Volkswirtschaft spielt 
das Verkehrs- und Transportwesen eine außerordent­
liche Rolle. An den Entwürfen des Programms der SED 
und der Direktive des IX. Parteitages der SED zur Ent­
wicklung der Volkswirtschaft der DDR 1976—1980 wer­
den die hohen Anforderungen sichtbar, die sich für 
einen sicheren, flüssigen Verkehr, besonders für den 
Berufsverkehr, ergeben.
Seit Jahren nimmt die Verkehrsdichte auf unseren 
Straßen immer mehr zu. In der DDR sind gegen­
wärtig fast 5,9 Millionen Kraftfahrzeuge und über 
750 000 Kraftfahrzeuganhänger zum Straßenverkehr zu­
gelassen, d. h., auf etwa drei Einwohner entfällt ein 
Kraftfahrzeug. Das entspricht einer Zunahme um 
1,3 Millionen Kraftfahrzeuge seit dem VIII. Parteitag 
der SED. Allein die Zahl der Pkws ist in diesem Zeit­
raum um mehr als eine halbe Million — das sind 
61 Prozent — gewachsen.
Sowohl im volkswirtschaftlichen Bereich als auch im 
individuellen Sektor haben die Fahrleistungen ständig 
zugenommen. Zusätzlich rollten jährlich mehr als 
4 Millionen Kraftfahrzeuge im Transit und fast 2 Mil­
lionen im Reise- und Touristenverkehr über unsere 
Straßen.
Diese Entwicklung setzt sich fort und zwingt dazu, alle 
Potenzen für eine hohe Sicherheit im Straßenverkehr, 
die unser sozialistischer Staat bietet, voll zur Geltung 
zu bringen. Über 90 Prozent aller Verkehrsunfälle wer­
den durch subjektive Fehlleistungen von Verkehrsteil­
nehmern hervorgerufen. Dabei ist leichtfertiges, unauf­
merksames, undiszipliniertes, aber auch rücksichtsloses 
Verhalten ursächlich. Während sich die Mehrzahl der 
Verkehrsteilnehmer aufmerksam, rücksichtsvoll und 
diszipliniert verhält, gibt es eine Reihe von Bürgern, 
die ihre Verantwortung beim Führen von Fahrzeugen 
bzw. als Fußgänger nicht ernst nehmen oder sich über 
Rechtspflichten hinwegsetzen.

Durchsetzung von Gesetzlichkeit, Ordnung 
und Sicherheit im Straßenverkehr
Die weitere Erhöhung der Verkehrssicherheit ist in 
entscheidendem Maße von der Durchsetzung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit, von Ordnung und Disziplin im 
Straßenverkehr abhängig. Darauf konzentriert sich die 
Tätigkeit der Deutschen Volkspolizei zur Erhöhung der 
Verkehrssicherheit.
Die Deutsche Volkspolizei unternimmt durch konse­
quente Wahrnehmung ihrer anteiligen staatlichen Ver­
antwortung gemäß dem Gesetz über Aufgaben und Be­

fugnisse der Deutschen Volkspolizei und gemäß den 
Beschlüssen des Ministerrates über Maßnahmen zur 
weiteren Erhöhung der Sicherheit im Straßenverkehr 
alle Anstrengungen, um
— Verkehrsunfallgefahren komplex vorzubeugen,
— Straftaten und Ordnungswidrigkeiten im Straßen­

verkehr konsequent zu bekämpfen,
— den Verkehrsablauf durch die Verkehrsüberwachung 

und Einflußnahme auf die Verkehrsorganisation 
flüssig und geordnet zu gestalten und

— mit der verkehrserzieherischen Öffentlichkeitsarbeit, 
der Rechtserläuterung und Rechtserziehung die Ein­
haltung der Verkehrsvorschriften und die Erfüllung 
der Pflichten zur Gewährleistung der Verkehrs­
sicherheit zur allgemein geübten Lebensgewohnheit 
herauszubilden.

Bei voller Wahrnehmung der eigenen Verantwortung 
arbeitet die Deutsche Volkspolizei eng mit den anderen 
Staatsorganen, gesellschaftlichen Organisationen und 
Kollektiven für Verkehrssicherheit zusammen, um die 
Vorzüge und Potenzen unserer sozialistischen Staats­
und Gesellschaftsordnung zu nutzen und weiter zu 
fördern.
In Vorbereitung auf den IX. Parteitag der SED richten 
sich daher die Anstrengungen der Deutschen Volkspoli­
zei, der anderen staatlichen Organe, der gesellschaft­
lichen Organisationen und Kollektive darauf, die er­
zielten Ergebnisse zur Erhöhung der Verkehrssicher­
heit weiter auszubauen. Hierbei können wir uns auf 
die bewährte Mitarbeit der 190 000 Bürger, die in den 
gesellschaftlichen Kollektiven für Verkehrssicherheit 
der Betriebe, Gemeinden, Wohngebiete und Schulen, als 
freiwillige Helfer der Deutschen Volkspolizei oder als 
Lektoren der Verkehrsteilnehmerschulungen ehrenamt­
lich tätig sind, sowie auf die Mitglieder der Motorsport- 
Clubs des ADMV der DDR, die „Jungen Verkehrshel­
fer“ und Schülerlotsen stützen.
Die sich aus der gesellschaftlichen Entwicklung der 
DDR und aus der Verwirklichung der vom VIII. Par­
teitag beschlossenen Hauptaufgabe sowie aus dem wach­
senden Transportaufkommen in unserer Industrie und 
Landwirtschaft, aus den immer umfassenderen Koope­
rationsbeziehungen in unserer Volkswirtschaft und im 
Rahmen der sozialistischen ökonomischen Integration, 
aus der Gewährleistung eines sicheren und pünktlichen 
Berufsverkehrs, aus der Zunahme des internationalen 
Touristen- und Reise- sowie des Transitverkehrs er­
gebenden Aufgaben stellten und stellen immer höhere 
Anforderungen an die Verkehrssicherheit. Diese Tat-
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